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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die vierzehnte Anpassung der Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz (Vierzehntes Anpassungsgesetz-KOV —14. AnpG-KOV) 
— Drucksachen 10/2282, 10/3241 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Nach Artikel 1 Nr. 2 werden folgende Nummern 2 b bis 2 e 
eingefügt: 

,2 b.§  25 b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Leistungen der Kriegsopferfürsorge sind 

1. Hilfen zur beruflichen Rehabilitation (§ 26), 

2. Krankenhilfe (§ 26b), 

3. Hilfe zur Pflege (§ 26 c), 

4. Hilfe zur Weiterführung des Haushalts (§ 26 d), 

5. Altenhilfe (§ 26e),  

6. Erziehungsbeihilfe (§ 27), 

7. ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt (§ 27 a), 

8. Erholungshilfe (§ 27 b), 

9. Wohnungshilfe (§ 27 c), 

10. Hilfen in besonderen Lebenslagen (§ 27 d).” 

2 c. § 25 f Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. bei den übrigen Hilfen 20 vom Hunde rt, in den Fällen 
des § 26 c Abs. 6 Satz 2 und des § 27 d Abs. 1 Nr. 8 sowie 
bei Sonderfürsorgeberechtigten (§ 27 e) 40 vom Hun-
dert. " 

 2 d. Nach § 26 a werden folgende §§ 26 b bis 26 e eingefügt: 

„§26b 

(1) Krankenhilfe erhalten Beschädigte und Hinterblie-
bene in Ergänzung der Leistungen der Heil- und Kranken-
behandlung nach diesem Gesetz. Die §§ 10 bis 24 a bleiben 
unberührt. 
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(2) Die Krankenhilfe umfaßt ärztliche und zahnärztliche 
Behandlung, Versorgung mit Arzneimitteln, Verbandmit-
teln und Zahnersatz, Krankenhausbehandlung sowie son-
stige zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung der 
Krankheitsfolgen erforderliche Leistungen. Die Leistungen 
sullen in der Regel den Leistungen entsprechen, die nach 
den Vorschriften über die gesetzliche Krankenversiche-
rung gewährt werden. 

(3) Ärzte und Zahnärzte haben für ihre Leistungen 
Anspruch auf die Vergütung, welche die Ortskranken-
kasse, in deren Bereich der Arzt oder der Zahnarzt nieder-
gelassen ist, für ihre Mitglieder zahlt. Der Kranke hat die 
freie Wahl unter den Ärzten und Zahnärzten, die sich zur 
ärztlichen oder zahnärztlichen Behandlung im Rahmen der 
Krankenhilfe zu der in Satz 1 genannten Vergütung bereit 
erklären. 

(4) Nachdem die Krankheit während eines zusammen-
hängenden Zeitraums von drei Monaten entweder dauern-
des Krankenlager oder wegen ihrer besonderen Schwere 
ständige ärztliche Betreuung erfordert hat, ist bei der Fest-
setzung der Einkommensgrenze § 27 d Abs. 5 Satz 1 Buch-
stabe a entsprechend anzuwenden. 

§26c 

(1) Hilfe zur Pflege erhalten Beschädigte und Hinterblie-
bene, die infolge Krankheit oder Behinderung so hilflos 
sind, daß sie nicht ohne Wartung und Pflege bleiben kön-
nen; § 35 bleibt unberührt. 

(2) Dem Pflegebedürftigen sollen auch die Hilfsmittel 
zur Verfügung gestellt werden, die zur Erleichterung 
seiner Beschwerden wirksam beitragen. Ferner sollen ihm 
nach Möglichkeit angemessene Bildung und Anregungen 
kultureller oder sonstiger A rt  vermittelt werden. 

(3) Reichen häusliche Wartung und Pflege aus, gelten 
die Absätze 4 bis 7. 

(4) Der Träger der Kriegsopferfürsorge soll darauf hin-
wirken, daß Wartung und Pflege durch Personen, die dem 
Pflegebedürftigen nahestehen, oder im Wege der Nachbar-
schaftshilfe übernommen werden. In diesen Fällen sind 
dem Pflegebedürftigen die angemessenen Aufwendungen 
der Pflegeperson zu erstatten; auch können angemessene 
Beihilfen gewährt und Beiträge der Pflegeperson für eine 
angemessene Alterssicherung übernommen werden, wenn 
diese nicht anderweitig sichergestellt ist. Ist neben oder 
anstelle der Wartung und Pflege nach Satz 1 die Heranzie-
hung einer besonderen Pflegekraft erforderlich, so sind die 
angemessenen Kosten hierfür zu übernehmen. 

(5) Ist ein Pflegebedürftiger, der das 1. Lebensjahr voll-
endet hat, so hilflos, daß er für die gewöhnlichen und 
regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf 
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des täglichen Lebens in erheblichem Umfange der War-
tung und Pflege dauernd bedarf, so ist ihm ein Pflegegeld 
zu gewähren. Zusätzlich zum Pflegegeld sind dem Pflege-
bedürftigen die Aufwendungen für die Beiträge einer Pfle-
geperson oder einer besonderen Pflegekraft für eine ange-
messene Alterssicherung zu erstatten, wenn diese nicht 
anderweitig sichergestellt ist. Leistungen nach den Sätzen 
1 und 2 werden nicht gewährt, soweit der Pflegebedürftige 
gleichartige Leistungen nach anderen Rechtsvorschriften 
erhält. Auf das Pflegegeld sind Leistungen nach § 27 d 
Abs. 1 Nr. 8 oder ihnen gleichartige Leistungen nach ande-
ren Rechtsvorschriften mit 70 vom Hundert anzurechnen. 

(6) Das Pflegegeld beträgt 283 Deutsche Mark monat-
lich; es ist angemessen zu erhöhen, wenn der Zustand des 
Pflegebedürftigen außergewöhnliche Pflege erfordert. Bei 
Pflegebedürftigen, deren Hilflosigkeit so erheblich ist, daß 
sie als Beschädigte die Pflegezulage nach den Stufen III bis 
VI nach § 35 Abs. 1 Satz 2 erhielten, be trägt das Pflegegeld 
768 Deutsche Mark monatlich; bei ihnen sind die Voraus-
setzungen für die Gewährung eines Pflegegeldes stets als 
erfüllt anzusehen. Bei teilstationärer Be treuung des Pflege-
bedürftigen kann das Pflegegeld angemessen gekürzt 
werden. 

(7) Die Leistungen nach Absatz 4 Satz 2 und 3 werden 
neben den Leistungen nach Absatz 5 Satz 1 und 2 gewährt. 
Werden Leistungen nach Absatz 4 Satz 2 und 3 gewährt, 
kann das Pflegegeld um bis zu 50 vom Hundert gekürzt 
werden. 

(8) Bei der Festsetzung der Einkommensgrenze ist 

a) bei Pflege in einer Anstalt, einem Heim oder einer glei-
chartigen Einrichtung, wenn sie voraussichtlich auf län-
gere Zeit erforderlich ist, sowie bei häuslicher Pflege, 
wenn der in Absatz 5 Satz 1 genannte Schweregrad der 
Hilflosigkeit besteht, § 27 d Abs. 5 Satz 1 Buchstabe a 

, und Satz 2, 

b) bei dem Pflegegeld nach Absatz 6 Satz 2, § 27 d Abs. 5 
Satz 1 Buchstabe b, Satz 2 und 3 

entsprechend anzuwenden. 

§ 26 d 

(1) Hilfe zur Weiterführung des Haushalts soll Beschä-
digten und Hinterbliebenen mit eigenem Haushalt 
gewährt werden, wenn keiner der Haushaltsangehörigen 
den Haushalt führen kann und die Weiterführung des 
Haushalts geboten ist. Die Hilfe soll in der Regel nur 
vorübergehend gewährt werden. 

(2) Die Hilfe umfaßt die persönliche Be treuung von 
Haushaltsangehörigen sowie die sonstige zur Weiterfüh-
rung des Haushalts erforderliche Tätigkeit. 
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(3) § 26 c Abs. 4 gilt entsprechend. 

(4) Die Hilfe kann auch durch Übernahme der angemes-
senen Kosten für eine vorübergehende anderweitige 
Unterbringung von Haushaltsangehörigen gewährt wer-
den, wenn diese Unterbringung in besonderen Fällen 
neben oder statt der Weiterführung des Haushalts geboten 
ist. 

§ 26 e 

(1) Altenhilfe soll außer der Hilfe nach den übrigen 
Bestimmungen dieses Gesetzes Beschädigten und Hinter-
bliebenen gewährt werden. Sie soll dazu beitragen, 
Schwierigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu verhü-
ten, zu überwinden oder zu mildern und Beschädigten und 
Hinterbliebenen im Alter die Möglichkeit zu erhalten, am 
Leben in der Gemeinschaft teilzunehmen. 

(2) Als Maßnahmen der Hilfe kommen vor allem in 
Betracht: 

1. Hilfe bei der Beschaffung und zur Erhaltung einer Woh-
nung, die den Bedürfnissen des alten Menschen ent-
spricht, 

2. Hilfe in allen Fragen der Aufnahme in eine Einrichtung, 
die der Betreuung alter Menschen dient, insbesondere 
bei der Beschaffung eines geeigneten Heimplatzes, 

3. Hilfe in allen Fragen der Inanspruchnahme alters-
gerechter Dienste, 

4. Hilfe zum Besuch von Veranstaltungen oder Einrichtun-
gen, die der Geselligkeit, der Unterhaltung, der Bildung 
oder den kulturellen Bedürfnissen alter Menschen 
dienen, 

5. Hilfe, die alten Menschen die Verbindung mit nahe-
stehenden Personen ermöglicht, 

6. Hilfe zu einer Betätigung, wenn sie vom Hilfesuchenden 
gewünscht wird. 

(3) Hilfe nach Absatz 1 soll auch gewährt werden, wenn 
sie der Vorbereitung auf das Alter dient. 

(4) Altenhilfe soll ohne Rücksicht auf vorhandenes Ein-
kommen oder Vermögen gewährt werden, soweit im Ein-
zelfall persönliche Hilfe erforderlich ist." 

2 e. § 27 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Als Hilfen in besonderen Lebenslagen erhalten 
Beschädigte und Hinterbliebene 

1. Hilfen zum Aufbau oder zur Sicherung der Lebens-
grundlage, 

2. vorbeugende Gesundheitshilfe, 
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3. Hilfe bei Schwangerschaft oder bei Steri lisation, 

4. Hilfe zur Familienplanung, 

5. Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen, 

6. Eingliederungshilfe für Behinderte, 

7. Tuberkulosehilfe, 

8. Blindenhilfe, 

9. Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwie-
rigkeiten.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Für die Hilfen in besonderen Lebenslagen gilt 
Abschnitt 3 des Bundessozialhilfegesetzes unter Berück-
sichtigung der besonderen Lage der Beschädigten oder 
Hinterbliebenen entsprechend. Die 0* 10 bis 24 a blei-
ben unberührt . " ' 

2. Als Folge ist folgende Nummer 14 c l  einzufügen: 

,14 c 1  In § 64 b Abs. 1 Satz 2 wird das Zitat „ § 26" durch das 
Zitat „den §§  26 bis 26 e" ersetzt.' 

Bonn, den 24. April 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

1. Entsprechend der Rechtsnatur der Kriegsopferfürsorge als Teil 
des sozialen Entschädigungsrechts und der politischen Ab-
sichtserklärung, Kriegsopfer von Sparmaßnahmen weitgehend 
auszunehmen, erscheint es notwendig und zweckmäßig, die 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge zunächst wenigstens in 
den Bereichen der Hilfen in besonderen Lebenslagen selbstän-
dig zu regeln, die für die Berechtigten wegen des zunehmen-
den Alters von besonderer Bedeutung sind. 

Auch im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deut-
schen Bundestages wurde anläßlich der Beratungen des Drei-
zehnten Anpassungsgesetzes-KOV Einvernehmen darüber 
erzielt, die Frage der weiteren Trennung der Kriegsopferfür-
sorge von der Sozialhilfe im Rahmen des nunmehrigen Gesetz-
gebungsverfahrens erneut zur Diskussion zu stellen (Druck

-

sache  10/1366). 

2. § 26 b übernimmt die Regelung des § 37 BSHG und grenzt die 
Leistungen zur Heil- und Krankenbehandlung nach dem Bun-
desversorgungsgesetz entsprechend § 27 d Abs. 3 Satz 2 ab. 

Selbstverständlich ist auch der Vorrang der Leistungen der 
Sozialversicherungsträger. Absatz 4 dieser Vorschrift berück-
sichtigt die Rechtslage, wie sie durch die Verweisung in § 27 d 
Abs. 5 Satz 1 Buchstabe a auf § 81 Abs. 1 Nr. 6 BSHG besteht. 
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3. § 26 c entspricht den Regelungen der §§ 68 und 69 BSHG. 
Absatz 1 Halbsatz 2 stellt klar, daß die Pflegezulage nach § 35 
der Hilfe zur Pflege nach § 26 c vorgeht. 

4. §§ 26d und 26e entsprechen §§ 70, 71 und 75 BSHG. 

5. Die Änderung des § 27 d Abs. 1 ist Folge der Änderung durch 
die Einfügung der Nummer 2 d (neu). 

In Nummer 2 können die Worte „mit Ausnahme von Maßnah-
men der Erholung" entfallen, weil § 36 BSHG solche Hilfen 
nicht mehr vorsieht. Die dort genannten Erholungskuren sind 
auch im Rahmen der Kriegsopferfürsorge möglich. 

§ 27 Abs. 3 wird redaktionell angepaßt. Der bisherige erste 
Halbsatz in Satz 1 ist entbehrlich; er ist für die in § 27 d BVG 
abschließend geregelten Hilfen in besonderen Lebenslagen 
ohne Bedeutung. 

6. Das Pflegegeld soll in die allgemeine Anpassung der Versor-
gungsbezüge entsprechend der Regelung in § 69 Abs. 6 BSHG 
einbezogen werden. 

Im übrigen Folgeänderung. 






